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Kantonsgericht von Graubünden 
Dretgira chantunala dal Grischun 
Tribunale cantonale dei Grigîoni 

EINGEGANGEN 

la Feb, 2015 

Ref.: Chur, 12. Februar 2015 Schriftlich mitgeteilt am: 
18. Februar 2015 

Verfügung 

Schuldbetreibungs- und Konkurskammer 

Vorsitz 
Aktuar 

Michael Dürst 
Pers 

In der Schuldbetreibungs- und Konkursbeschwerde 

der . Einsprecherin 
und Beschwerdeführerin, vertreten durch Rechtsanwalt lie. iur. Felix C. Meier-
Dieterle, Schützengasse 1, 8021 Zürich, 

gegen 

den Entscheid des Einzelrichters am Bezirksgericht Maloia vom 15. Dezember 
2014, mitgeteilt am 6. Januar 2015, in Sachen der Einsprecherin und Beschwerde­

führerin gegen die r 

Einsprachegegnerin und Beschwerdegegnerin, 

vertreten durch Rechtsanwalt 

betreffend Arresteinsprache (aufschiebende Wirkung), 



hat die Versitzende der Schuldbetreibungs- und Konkurskammer nach Kenntnis­
nahme der Beschwerde vom 19. Januar 2015, der Beschwerdeantwort vom . 
Februar 2015, nach Einsicht in die Verfahrensakten sowie aufgrund der Fests e 

lungen und Erwägungen, 

- dass das Bezirksgerichtspräsidium Maloja das von der 
gestützt auf Art. 271 Abs. 1 Ziff. 6 SchKG gegen 

gestellte Arrestgesuch für eine Forderung von insgesamt Fr. 

16'652'844.75 mit Entscheid vom 29. Mai 2013 guthiess, 

_ dass im erwähnten Gesuch als Arrestgegenstände die Liegenschaft 
Ud 1 i sowie samt­

liehe sieh auf bzw. in der Liegensehaft befindliehen bewegliehen sieh im un­
mittelbaren oder mittelbaren Besitz des Arrestschuldners befindlichen Sachen 

insbesondere ein Fahrzeug der Marke T°0» 
le, Bargeld, Mobiliar, Kunst- und Schmuokgegenstände oder Edelmetalle ge­

nannt wurden, 

- dass die von hiergegen erhobene Einsprache vom Be­

zirksgerichtspräsidium Maloja mit Arresteinspraoheentseheid vomi 15 Dezem­

ber 2014, mitgeteilt am 6. Januar 2015, abgewiesen und der am 29. Mai 2013 

angeordnete Arrest bestätigt wurde (act. R10), 

_ . gegen diesen ablehnenden Arresteinspracheent-

~ scheid mit Eingabe vom 19. Januar 2015 (act. A.1) Beschwerde.beim, Kan 
tonsgericht von Graubünden erheben iiess und in prozessualer Hinsicht 
Antrag stellte, der vorliegenden Beschwerde sei die aufschiebende Wirkung 

zu erteilen, 

- dass in der Begründung zu diesem Antrag im Wesentlichen geltend gemacht 
wird, dass sie in das vorliegende Arrestverfahren nur als Dritteinsprecherin in­
volviert sei und von der Beschwerdegegnerin nicht behauptet werde, sie sei 

Schuldnerin, 

' - dass sieh die Besehwerdegegnerin in ihrem Arrestbegehren vielmehr auf 
deutsche Gerichtsentscheide stütze, die den Arrestsehuldner als Schuldner 

wnn verschiedenen Forderungen auswiesen, 
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dass sie demzufolge riskiere, dass ihre Vermögenswerte (Liegenschaft und 
Inventar '.) in die Zwangsvollstreckung gegen den 

Schuldner einbezogen wurden, 

dass es sich, bevor dies geschehe, rechtfertige, zumindest zweitinstanzlich die 
Arresteinsprache der Beschwerdeführerin und des Arrestschuldners zu prüfen, 
bevor weitere Vollstreckungsschritte in ihr Vermögen vorgenommen würden 
und sie zu weiteren Verteidigungshandlungen, insbesondere zur Einleitung 
des Widerspruchsverfahrens, veranlasst werde, 

dass die mit Beschwerdeantwort vom 
2. Februar 2015 (act. A.2) den Antrag stellte, es sei der Beschwerde keine 
aufschiebende Wirkung zu erteilen,, 

dass sie zur Begründung ihres Antrags ausführt, die Beschwerdeführerin 
übersehe, dass Vollstreckungshandlungen im Rahmen des Arrestverfahrens 
noch gar nicht zur Diskussion stünden, sondern das Arrestverfahren und das 
Rechtsöffnungsverfahren zunächst weitergeführt werden müssten und des­
halb kein Grund bestehe, der Beschwerde die aufschiebende Wirkung zu ge­

währen, 

dass der Einspracheentscheid mit Beschwerde nach der ZPO beim Kantons­
gericht von Graubünden angefochten werden kann (Art. 278 Abs. 3 SchKG, 
Art. 309 lit. b Ziff. 6 in Verbindung mit Art. Art. 319 ff. ZPO; Art. 7 Abs. 1 des 
Einführungsgesetzes zur Schweizerischen Zivilprozessordnung [EGzZPO; BR 
320.100]), 

dass gegen einen im summarischen Verfahren ergangenen Entscheid - wo­
runter auch solche fallen, die vom Arrestgericht getroffen werden (Art. 251 lit. 
a ZPO) - die Beschwerdefrist zehn Tage beträgt (Art. 321 Abs. 2 ZPO), 

dass die Eingabe vom 19. Januar 2015 gegen den am 15. Dezember 2014 
gefällten und am 6. Januar 2015 mitgeteilten Einspracheentscheid fristgerecht 
erfolgte, so dass auf die Beschwerde eingetreten kann, 

dass die Beschwerde die Rechtskraft und die Vollstreckbarkeit des angefoch­
tenen Entscheids nicht hemmt (Art. 325 Abs. 1 ZPO), 

dass das Kantonsgericht von Graubünden als Beschwerdeinstanz gestützt auf 
Art. 325 Abs. 2 ZPO indessen die Möglichkeit hat, auf Antrag einer Partei die 
Vollstreckung des angefochtenen Entscheids aufzuschieben, sofern eine Ab­
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wägung der im jeweiligen Einzelfall sich gegenüber stehenden Interessen ei­
nen Aufschub rechtfertigt (Dieter Freiburghaus/Susanne Afheldt, in: Sutter-
Somm/Hasenböhler/ Leuenberger [Hrsg.], Kommentar zur Schweizerischen 
Zivilprozessordnung [ZPO], 2. Aufl., Zürich 2013, N 4 ff. zu Art. 325 ZPO), 

dass die Erteilung der aufschiebenden Wirkung eine vorsorgliche Massnahme 
sui generis darstellt (Thomas Sprecher, in: Spühler/Tenchio/Infanger [Hrsg.], 
Basler Kommentar zur Schweizerischen Zivilprozessordnung, 2. Auflage, Ba­
sel 2013, N 55 vor Art. 261-269 ZPO), weshalb der Entscheid hierüber ge­
mäss Art. 9 Abs. 1 des Gerichtsorganisationsgesetzes (GOG; BR 173.000) in 
Verbindung mit Art, 11 Abs. 1 und Art. 15 lit. b der Verordnung über die Orga­
nisation des Kantonsgerichts (KGV; BR 173.100) in die Zuständigkeit der 
Kammervorsitzenden fällt, 

dass beim Weiterzug eines Arresteinspracheentscheides ein Vollstreckungs­
aufschub namentlich dann geboten sein kann, wenn das erstinstanzliche Ge­
richt die Einsprache gutgeheissen und den Arrest aufgehoben hat, weil in ei­
nem solchen Fall ohne Erteilung der aufschiebenden Wirkung die Gefahr be­
stünde, dass das Arrestsubstrat direkt nach Eröffnung des Einspracheent­
scheids vom Arrestschuldner behändigt wird und eine Beschwerde sinnent­
leert würde (Sara Zahner/Kurt Langhard, Verweigerung der Freigabe arrestier-
ter Werte durch das Betreibungsamt trotz Rechtskraft des Einspracheent­
scheides, in: SJZ 111/2015 S. 53 ff.), 

dass im Falle einer Beschwerde gegen die Abweisung der Arresteinsprache -
wie sie vorliegend zur Diskussion steht - dagegen nicht ersichtlich ist, welchen 
Zweck die Gewährung der aufschiebenden Wirkung haben sollte, 

dass damit nämlich in jedem Fall nur die Abweisung der Einsprache suspen­
diert würde, nicht hingegen die Wirkung des Arrestes an sich, welche gemäss 
Art. 278 Abs. 4 SchKG weder durch die Einsprache noch eine anschliessende 
Beschwerde gehemmt wird, 

dass mit anderen Worten die Gewährung der aufschiebenden Wirkung ge­
mäss Art. 325 Abs. 2 ZPO von Gesetzes wegen nicht die Wirkung des Arres­
tes aussetzen kann, sondern einzig die Situation während des erstinstanzli­
chen Verfahrens (vor der Abweisung der Arresteinsprache) aufrechtzuerhalten 

vermöchte, 
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dass in der Lehre denn auch die Auffassung vertreten wird, dass Art. 278 Abs. 
4 SchKG als lex specialis die Gewährung der aufschiebenden Wirkung ge­
mäss Art. 325 Abs. 2 ZPO ausschliesst (Hans Reiser, in: Staehe-
lin/Bauer/Staehelin [Hrsg.], Basler Kommentar, Bundesgesetz über Schuldbe­
treibung und Konkurs II, Art. 159-352 SchKG, 2. Aufl., Basel 2010, N 40 f. zur 
Art. 278), 

dass dieser Auffassung jedenfalls insofern zu folgen ist, als die Gewährung 
der aufschiebenden Wirkung gemäss Art. 325 Abs, 2 ZPO ohne Einfluss auf 
die Wirkungen des Arrestes bleiben muss, 

dass dem Antrag auf Erteilung der aufschiebenden Wirkung, soweit er auf ei­
ne für die Dauer des Beschwerdeverfahrens andauernde Aufhebung des Ar­
restes abzielen sollte, nach dem Gesagten nicht entsprochen werden kann, 

dass sodann Art. 279 Abs. 5 Ziff. 1 SchKG ausdrücklich vorsieht, dass die 
Fristen für die Arrestprosequierung während des Einspracheverfahrens und 
bei Weiterziehung des Einspracheentscheides nicht laufen, 

dass die Prosequierungsfristen somit von Gesetzes wegen nicht bloss wäh­
rend des erstinstanzlichen Einspracheverfahrens, sondern auch während des 
Beschwerdeverfahrens suspendiert werden, so dass es auch in dieser Hin­
sicht keiner Anordnung eines Voiistreckungsaufschubes bedarf, 

dass die Beschwerdeführerin zudem keinerlei Angaben dazu gemacht hat, ob 
und in welcher Form der Arrest im vorliegenden Fall bereits prosequiert wor­
den wäre und welche Vollstreckungshandlungen unmittelbar bevorstehen sol­
len, 

dass selbst wenn die Beschwerdegegnerin zur Wahrung der Frist gemäss Art. 
279 Abs, 1 SchKG noch vor Erhebung der Arresteinsprache eine Betreibung 
hätte einleiten müssen, das Vollstreckungsverfahren vom Schuldner durch Er­
hebung des Rechtsvorschlages blockiert werden konnte, weshalb im aktuellen 
Verfahrensstadium entgegen der Argumentation der Beschwerdeführerin we­
nig wahrscheinlich erscheint, dass bereits weitere Vollstreckungsschritte in ihr 
Vermögen drohen, 

dass denn auch die Beschwerdegegnerin zu Recht darauf hingewiesen hat, 
dass Vollstreckungshandlungen derzeit noch gar nicht zur Diskussion stehen, 
sondern zunächst das Arrestverfahren und das Rechtsöffnungsverfahren wei­
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tergeführt werden müssen und auch deshalb kein Grund besteht, der Be­
schwerde die aufschiebende Wirkung zu gewähren, 

dass schliesslich auch nicht ersichtlich ist, weshalb die Beschwerdeführerin 
ohne Gewährung der aufschiebenden Wirkung zu weiteren Verteidigungs­
schritten, insbesondere zur Einleitung des Widerspruchsverfahrens, veranlasst 

sein sollte, 

dass vorab festzuhalten ist, dass die Geltendmachung von Drittansprüchen an 
keine formelle Frist gebunden ist und der Drittansprecher, der eigene Rechte 
am Arrestobjekt geltend machen will, mit der Anmeldung seiner Ansprüche bis 
zum Ablauf der Einsprachefrist bzw. bis zur rechtskräftigen Erledigung einer 
erhobenen Einsprache zuwarten darf, ohne dass ihm deswegen eine rechts-
missbräuchliche Verzögerung der Anmeldung vorgeworfen werden könnte 
(Hans Reiser, a.a.O., N 50a zu Art. 278), 

dass eine Verwirkung des Widerspruchsrechts wegen verspäteter Anmeldung 
des Drittanspruchs zudem von vornherein ausgeschlossen ist, wenn der 
Gläubiger weiss, dass eine bestimmte Drittperson an den mit Beschlag beleg­
ten Vermögenswerten einen Anspruch geltend machen könnte (BGE 114 III 

92 E. 1a), 

dass vorliegend der Beschwerdegegnerin bereits aufgrund der eigenen Arrest­
einsprache der Beschwerdeführerin bekannt ist, dass diese die verarrestierten 
Vermögenswerte als ihr Eigentum beansprucht und deren Einbezug in die 
Zwangsvollstreckung gegen den Schuldner bestreitet, sodass ihr als Drittan-
sprecherin kein Nachteil droht, wenn sie mit der Anmeldung ihrer Ansprüche 
beim Betreibungsamt noch bis zum Abschluss des Beschwerdeverfahrens 

zuwartet, 

dass hinsichtlich ihres Eigentumsanspruchs am verarrestierten Grundstück 
eine Anmeldung ohnehin nicht erforderlich ist, zumal das Betreibungsamt in 
Fällen der Pfändung von nicht auf den Schuldner eingetragenen Grundstü­
cken _ wie dies vorliegend der Fall ist - von Amtes wegen das Widerspruchs­
verfahren einzuleiten hat (Art. 10 Abs. 2 der Verordnung des Bundesgerichts 
über die Zwangsverwertung von Grundstücken [VZG; SR 281.42]), 

dass das Betreibungsamt diesfalls dem Gläubiger eine Frist von 20 Tagen 
anzusetzen hat, um gegen den Dritten auf Aberkennung seines Anspruchs zu 
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klagen (Art. 108 Abs. 2 SchKG), widrigenfalls der Anspruch in der betreffen­
den Betreibung als anerkannt gilt (Art. 108 Abs. 3 SchKG), 

- dass demnach die Klägerrolle der Beschwerdegegnerin zufiele, weshalb die 
Beschwerdeführerin als Dritteinsprecherin weder zum jetzigen Zeitpunkt noch 
nach Abschluss des vorliegenden Beschwerdeverfahrens gezwungen ist bzw. 
gezwungen sein wird, von sich aus aktiv zu werden und sie folglich auch in 
dieser Hinsicht keine Nachteile zu befürchten hat, 

- dass nichts anderes für die zusammen mit der Liegenschaft verarrestierten 
Mobilien gelten kann, zumal es in Ermangelung eines ausschliesslichen Ge­
wahrsams des Schuldners (Art. 107 Abs. 1 Ziff. 1 SchKG) auch diesbezüglich 
der Beschwerdegegnerin obliegen dürfte, auf entsprechende Fristansetzung 
durch das Betreibungsamt mit der Widerspruchsklage gegen die Dritteinspre­

cherin vorzugehen, 

- dass der Antrag um Erteilung der aufschiebenden Wirkung aus den genannten 
Gründen abzuweisen ist, 

- dass die Kosten dieser Verfügung bei der Prozedur bleiben, 
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erkannt: 

1. Der Antrag um Erteilung der aufschiebenden Wirkung wird abgewiesen. 

2. Die Kosten dieser Verfügung bleiben bei der Prozedur. 

3. Gegen diesen, einen Streitwert von mindestens 30'000 Franken betreffen­
den, selbständig eröffneten Zwischenentscheid kann unter den Vorausset­
zungen von Art. 93 des Bundesgerichtsgesetzes (BGG; SR 173.110) ge­
mäss Art. 72, Art. 74 Abs. 1 lit. b Beschwerde in Zivilsachen an das 
Schweizerische Bundesgericht, 1000 Lausanne 14, geführt werden. Die 
Beschwerde ist dem Bundesgericht schriftlich, innert 30 Tagen seit Eröff­
nung der vollständigen Ausfertigung der Entscheidung in der gemäss Art. 
42 f. BGG vorgeschriebenen Weise einzureichen. Für die Zuiässigkeit, die 
Beschwerdelegitimation, die weiteren Voraussetzungen und das Verfahren 
der Beschwerde gelten die Art. 29 ff., 72 ff. und Art. 90 ff. BGG. 

4. Mitteilung an: 

• Rechtsanwalt lie. iur. Felix C. Meier-Dieterle, Postfach 1230, Schützen­
gasse 1, 8021 Zürich, auch zu Händen seiner Mandantin (im Doppel) 

Kantonsgericht von Graubünden 
Schuldbetreibungs- und Konkurskammer 

Michael Dürst Pers 
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